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Aus den Verhandlungen des Regierungsrates 
 

Kantonale Volksabstimmung am 18. Mai 2014 
Auf Sonntag, 18. Mai 2014, wird folgende kantonale Volksabstimmung festgesetzt: 
 
– Grundsatzbeschluss vom 20. Januar 2014 zum Verfahren zur Reorganisation des Kan-

tons Schaffhausen und seiner Gemeinden. 
 
An diesem Datum finden auch die kantonale Volksabstimmung über die Teilrevision des Was-
serwirtschaftsgesetzes sowie die eidgenössische Volksabstimmung über folgende Vorlagen 
statt: 
 
– Bundesbeschluss über die medizinische Grundversorgung (direkter Gegenentwurf zur 

Volksinitiative "Ja zur Hausarztmedizin"); 
– Volksinitiative "Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen"; 
– Volksinitiative "Für den Schutz fairer Löhne (Mindestlohn-Initiative)"; 
– Bundesgesetz über den Fonds zur Beschaffung des Kampfflugzeugs Gripen (Gripen-

Fonds-Gesetz); diese Vorlage kommt nur zur Abstimmung, wenn das gegen diese Vorla-
ge eingereichte Referendum zustande kommt. 

 

Ja zu härteren Strafen bei Verkauf von Bankkundendaten 
Der Regierungsrat begrüsst die härtere Bestrafung des Verkaufs von Bankkundendaten, wie 
er in seiner Vernehmlassung an die Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrates 
festhält. Hintergrund der Vorlage ist eine parlamentarische Initiative, mit welcher verlangt wird, 
dass der Straftatbestand der Verletzung des Berufsgeheimnisses auf Personen ausgedehnt 
wird, welche ihnen unter Verletzung des Berufsgeheimnisses offenbarte Geheimnisse weiteren 
Personen offenbaren oder für sich oder einen anderen ausnützen. Zudem sollen Personen, die 
sich oder einem anderen durch die Verletzung des Berufsgeheimnisses einen Vermögensvor-
teil verschaffen, zukünftig strenger bestraft werden. In den letzten Jahren wurden verschie-
dentlich Fälle bekannt, in denen Bankangestellte Kundendaten an ausländische Steuerbehör-
den verkauft haben. Ein solches Verhalten kann dazu führen, dass ausländische Kunden ihr 
Vertrauen in den Finanzplatz Schweiz verlieren, was sich letztlich negativ auf die schweizeri-
sche Volkswirtschaft auswirken kann. Schliesslich soll die präventive Wirkung durch die Schaf-
fung eines qualifizierten, als Verbrechen ausgestalteten Tatbestandes erhöht werden. 
 

Regierung unterstützt Revision Exportrisikoversicherungsgesetzgebung 
Der Regierungsrat äussert sich positiv zur Teilrevision der Exportrisikoversicherungsgesetzge-
bung, wie er in seiner Vernehmlassung an das Eidgenössische Departement für Wirtschaft, 
Bildung und Forschung festhält. Die Teilrevision hat zum Ziel, das Exportrisikoversicherungs-
gesetz in einzelnen Bereichen zu optimieren und die bis Ende 2015 befristeten Massnahmen 
zur Ergänzung der Exportrisikoversicherung ins ordentliche Rechts zu überführen. Diese Er-
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gänzungen betreffen die Fabrikationskreditversicherung, die Bondgarantie und die Refinanzie-
rungsgarantie. Weiter soll die Ausnahmeklausel bei Exportgeschäften mit einem schweizeri-
schen Wertschöpfungsteil von weniger als 50 Prozent durch eine Ermessensregelung ersetzt 
werden. Schliesslich soll die Benachteiligung kleinerer Exporteure durch die Erhöhung des 
Deckungssatzes auf 95 Prozent beseitigt werden. Die Regierung erachtet die geplanten Neu-
regelungen als sinnvoll und geht davon aus, dass diese einen positiven Einfluss auf das Ex-
portgeschäft von Unternehmen im Kanton Schaffhausen haben könnten. 
 

Amtliche Vermessung in Stetten 
Der Regierungsrat hat die Erneuerung des Vermessungswerkes der Gemeinde Stetten ge-
nehmigt. Die amtliche Vermessung dient zusammen mit dem Grundbuch der Sicherheit des 
Grundeigentums. Sie liefert im Weiteren die unentbehrlichen Basisinformationen für wirtschaft-
liche und politische Entscheide mit einem geographischen Bezug. Die Erneuerung der amtli-
chen Vermessung bezweckt die Überführung der herkömmlichen graphischen Form (Pläne, 
Verzeichnisse, technische Dokumente) in eine datenbankgestützte, elektronische Form. 
 

Genehmigung von Gemeindeerlassen 
Der Regierungsrat hat folgende Gemeindeerlasse genehmigt: 
- die von der Gemeindeversammlung Rüdlingen am 22. November 2013 beschlossene Zo-

nenplanänderung "ARA Rüdlingen" (Einzonung der Parzelle GB Nr. 206 "Chratzere" in die 
Zone für öffentliche Bauten und Anlagen); 

- die von der Gemeindeversammlung Ramsen am 4. Dezember 2013 beschlossene Zonen-
planänderung (Umzonung eines Teils der Parzelle GB Nr. 32 in die Wohn- und Gewerbe-
zone WG3). 

 

Dienstjubiläen 
Der Regierungsrat hat folgenden Mitarbeitenden, die am 1. bzw. 13. Februar 2014 das 25-
jährige Dienstjubiläum begehen können, seinen Dank für ihre bisherige Tätigkeit im Dienste 
der Öffentlichkeit ausgesprochen: 
- Urs Bohle, Sachbearbeiter Kantonale Steuerverwaltung; 
- Claudia Kolb, Pflegefachfrau bei den Spitälern Schaffhausen; 
- Karl Ruckstuhl, Mechaniker bei den Spitälern Schaffhausen; 
- Markus Steiert, Aufseher Kantonales Gefängnis; 
- Pia Wanner, Leiterin Wehrpflichtersatz im Amt für Militär und Zivilschutz; 
- Maria Bundschuh, Pflegefachfrau bei den Spitälern Schaffhausen,  
 
 
Schaffhausen, 21. Januar 2014     Staatskanzlei Schaffhausen 
Nr. 2/2014 
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